
2009 wurden so wenige Wohnungen fer-
tig gestellt wie noch nie in Deutschland.
Nur 159.000 – das waren fast 10 Prozent
oder 17.000 Wohnungen weniger als
2008. Gegenüber dem Höchststand im
wiedervereinigten Deutschland 1995 ging
die Zahl um mehr als 73 Prozent zurück.

Ein überproportionaler Rückgang war
2009 bei Ein- und Zweifamilienhäusern
zu verzeichnen: Hier sanken die Fertig-
stellungen sogar um über 12 bzw. über
15 Prozent. Die Zurückhaltung beim Bau
oder Kauf spiegelt vor allem unsichere Ar-
beitsplatz- und Einkommensperspektiven
wider. Günstige Faktoren wie das extrem
niedrige Zinsniveau können das bisher
nicht aufwiegen. Es bleibt abzuwarten, ob
der 2009 seit langem erstmals wieder zu
beobachtende leichte Anstieg bei den
Wohnungsbaugenehmigungen tatsäch-
lich eine Trendumkehr bei den Fertigstel-
lungen bewirkt. Genehmigt heißt be-
kanntlich noch nicht gebaut.

Der historische Tiefstand bei den Fertig-
stellungen ist ein Alarmzeichen. Der Neu-
bau bleibt insbesondere in den Wachs-
tumsregionen weit hinter dem Bedarf zu-
rück. Normalverdiener und Familien mit
Kindern tun sich dort zunehmend schwer,
etwas Geeignetes zu finden. Wer Wachs-
tums- und Schrumpfungsregionen saldiert,
kommt zwar möglicherweise noch zu dem
Ergebnis, dass der Wohnungsmarkt ins-
gesamt ausgeglichen ist. Nur was hilft das
den Menschen, die Wohnungen dort su-
chen, wo sie fehlen? 

Die Politik hat einen Gestaltungsauftrag.
Der Mark allein wird es nicht richten. 

Editorial

Daten, Fakten, Analysen
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WOHNEN in DEUTSCHLAND

Andreas J. Zehnder

Im vergangenen Jahr sind die Bau-
landpreise in Deutschland erneut ge-
sunken. 2009 mussten im Bundes-
durchschnitt 127 Euro pro Quadratme-
ter baureifen Landes gezahlt werden –
nach 130 Euro im Jahr 2008. Darin
spiegelt sich auch der Tiefstand im
wiedervereinten Deutschland bei den
Wohnungsbaufertigstellungen wider. In
den zehn Jahren zuvor kannten die
Baulandpreise fast ausnahmslos nur
eine Richtung: nach oben. 1999 lagen
sie gerade einmal bei 71 Euro. 

Ausschlaggebend für den Rückgang
2009 war die Preisentwicklung in West-
deutschland: Hier mussten durchschnitt-
lich 149 Euro pro Quadratmeter gezahlt
werden; das bedeutete gegenüber 2008
ein Minus von 5,1 Prozent. In Ostdeutsch-

land (ohne Berlin) stagnieren die Bau-
landpreise dagegen schon seit 2006 bei
47 Euro. Auf diese Entwicklung hat jetzt
das ifs Städtebauinstitut in Berlin hinge-
wiesen.

Für den Preisrückgang in Westdeutsch-
land (ohne Berlin) waren nach Angaben
des Instituts vor allem die Stadtstaaten
Hamburg und Berlin bestimmend, in de-
nen Rückgänge um 30,4 Prozent bzw.
28,3 Prozent auf absolut 405 Euro bzw.
198 Euro zu verzeichnen waren. Zu be-
rücksichtigen sind hierbei jedoch die re-
lativ geringen Fallzahlen. 

Lasse man die Stadtstaaten Hamburg
und Berlin außen vor, seien die teuersten
Grundstücke in Bayern mit 205 Euro
(-9,7 Prozent), Baden-Württemberg mit

Baulandpreise sinken erneut
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Quelle: ifs Institut für Städtebau, Wohnungswirtschaft und Bausparwesen e.V.
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„Wohnungsbaufinanzierung jenseits von Subprime“

169 Euro (-3,4 Prozent), Bremen mit 151
Euro (+/- 0 Prozent), Nordrhein-Westfa-
len mit 137 Euro (-4,2 Prozent), Hessen
mit 131 Euro (+3,1 Prozent) und Schles-
wig-Holstein mit 116 Euro (+4,5 Prozent)
zu finden. Am Ende dieser Skala lägen
die ostdeutschen Bundesländer Bran-
denburg mit 47 Euro (-6,0 Prozent),
Sachsen-Anhalt mit 44 Euro (+51,7 Pro-
zent) und Thüringen mit 29 Euro (-9,4
Prozent).

Zwischen den einzelnen Bundesländern
sei die Entwicklung 2009 sehr unein-
heitlich verlaufen: Während sieben Bun -
desländer steigende Grundstückspreise
gemeldet hätten, verzeichneten acht Bun -
desländer sinkende und ein Bundesland
stagnierende Preise.

Parallel zum rückläufigen Wohnungs-
neubau habe sich auch die Zahl der Ver-
kaufsfälle von baureifem Land drastisch

verringert: Seien vor 10 Jahren noch über
105.000 Kauffälle zu registrieren gewe-
sen, sei die Zahl 2009 auf weniger als
55.000 (-47,6 Prozent) zurückgegangen.
Der Kaufwert der Grundstücksflächen
insgesamt sei mit 5,3 Mrd. Euro im Jahr
2009 dagegen nahezu genauso hoch ge-
wesen wie vor zehn Jahren mit 5,4 Mrd.
Euro.

Fortsetzung von Seite 1

Fortsetzung auf Seite 3

Über 130 Fachleute aus aller Welt wa-
ren der Einladung zu dieser dreitägi-
gen Veranstaltung Mitte Mai 2010 in
München gefolgt. Das breit gefächerte
Vortragsprogramm fand bei den Teil-
nehmern des Kongresses großes Inter-
esse und bildete die Grundlage eines
intensiven Gedankenaustausches.

Die Eröffnungsrede hielt Bundesbaumi-
nister Dr. Peter Ramsauer. Er betonte,
dass die konservative Immobilienfinan-
zierung Deutschland vor den Verwerfun-
gen bewahrt habe, wie sie unter ande-
rem in den USA sichtbar geworden seien.
Dabei habe sich das Finanzierungsmodell
Bausparen auf Grund seiner weitgehen-
den Unabhängigkeit von den Kapital-
märkten als „krisenresistent“ bewährt.
Der Bausparvertrag sei in Deutschland
„die populärste Form“ der Eigenheim -
finanzierung. Der Bundesbauminister
machte nochmals klar, dass die Bundes-
regierung bestrebt sei, die Wohneigen -
tumsquote deutlich zu steigern. Sie liege
derzeit nur bei 43 Prozent – und damit
auf dem letzten Platz in der EU.

Der Präsident der EuBV, Mag. Herbert
Pfeiffer, erklärte in seiner Begrüßungsre-

„Wohnungsbaufinanzierung jenseits 
von Subprime“
Gemeinsamer Kongress der Europäischen Bausparkassenvereinigung (EuBV)
und der United Nations Economic Commission für Europe (UNECE) in München

Wohnen in Deutschl_2-10_Wohnen in Deutschl_2-10  10.06.10  13:39  Seite 2



Stadtumbau West: Ressourcen für Wohn eigentum

3

Fortsetzung von Seite 2

Fortsetzung auf Seite 4

de, dass in Brüssel ein Gegengewicht zu
angelsächsischen Einflüssen aufgebaut
werden solle. Denn diese würden mit
dem Ziel einer europäischen Einheits-
baufinanzierung den Verbrauchern viele
Nachteile bescheren. Nach wie vor sei es
unerlässlich, kontinuierlich auf nationale
Besonderheiten hinzuweisen und sich
für bewährte eigenkapitalgestützte Woh-
nungsbaufinanzierungssysteme stark zu
machen. Eine stärkere Sicherheitsorien-
tierung habe auch Frankreich oder Ös-
terreich vor Turbulenzen geschützt. 

Die verschiedenen Präsentationen aus
unterschiedlichen Ländern wie Ungarn,
Rumänien, der Tschechischen Republik,
der Slowakei, Österreich, Frankreich, Spa-
nien und Großbritannien sowie die an-
geregten Diskussionen dazu verdeutlich-
ten, dass die Ursachen der Finanzkrise
zum Schutz der Verbraucher von der EU-

Kommission spezifische Antworten er-
fordern. Leider unterscheide aber die EU-
Kommission oftmals nicht zwischen sta-
bilen und instabilen Baufinanzierungs-
systemen. Beispiel hierfür seien die ak-
tuellen Überlegungen zu verschärften
pauschalen Eigenkapitalunterlegungen
für Hypothekarkredite.

Die Ursache der weltweiten Krise wurde
in unseriösen Finanzierungspraktiken vor
allem auf dem US-amerikanischen Häu-
sermarkt gesehen. Dort habe man Kredi-
te bis zu 120 Prozent des Immobilien-
wertes an Kunden mit geringer Bonität –
sogenannte Subprime-Kunden – verge-
ben. Variable Kreditzinsen und fehlendes
Eigenkapital hätten Risiken geschaffen,
an deren Ende für zigtausende von Ver-
brauchern oft nur die Zwangsversteige-
rung gestanden habe.

Die Veranstaltung schloss mit einem be-
eindruckenden Vortrag von Prof. Dr. Dr.
Franz Josef Rademacher, einem weltweit
geachteten Globalisierungsexperten und
Mitglied des Club of Rome. Der Leiter
des Forschungsinstituts für anwendungs-
orientierte Wissensverarbeitung in Ulm
und Professor für Künstliche Intelligenz
an der Universität Ulm beschäftigte sich
mit der Frage, wie die Lebensbedingun-
gen für eine Welt gestaltet werden müss -
ten, die bis zum Jahr 2050 von heute 7
auf dann 10 Milliarden Menschen an-
wachsen werde. Für jede vernünftige
Welt mit Zukunft seien Gebäude von ent-
scheidender Bedeutung. In kooperativen
Formen sei dazu ein systematischer An-
sparprozess zu organisieren und das Ge-
sparte in stabile Strukturen zu überset-
zen. Das Bausparen könne hierfür welt-
weit einen wichtigen Beitrag leisten. 

Der Bedarf zählt. Zur neuen Qualität ge-
hören auch neue familien-freundliche
Angebote für das Wohnen in eigenen
vier Wänden. Wer will da nur einseitig
von Verlierern des demografischen
Wandels sprechen, wenn sich Stadt-
umbaugebiete zugleich auch als Stand-
orte für Wohneigentum profilieren?

In den 50er-Jahren über 10.000 Einwoh-
ner, heute nur noch etwas mehr als die
Hälfte. Die Kleinstadt Arzberg in Ober-
franken, die ehemals von der Porzellan-
industrie und vom Braunkohlekraftwerk
lebte, hat inzwischen geschätzte 15 Pro-
zent Wohnungsleerstand, kämpft mit Sa-
nierungsstau und Flächenüberhang.

Ähnlich der Steckbrief der Kreisstadt
Tirschenreuth in der Oberpfalz, die – fern-
ab größerer Ballungsräume – nach dem
Niedergang traditioneller Industrien mit

Arbeitslosigkeit, Abwanderung vor allem
junger Leute und besonders in der Alt-
stadt mit erheblichem Einwohnerschwund
konfrontiert ist. Abgehängt selbst beim
Zugverkehr. Der Bahnhof wurde stillgelegt.

Die typischen Handicaps der viel zitier-
ten Verlierer des demografischen und
strukturellen Wandels weist auch Gel-
senkirchen auf, nur einige Dimensionen
größer: In den 60er-Jahren hatte die
Stadt im Ballungsraum Rhein-Ruhr rund
400.000 Einwohner, heute etwa ein Drit-
tel weniger. Bis zum Jahr 2015 dürfte
diese Zahl noch einmal um 20.000 zu-
rückgehen. 

Stadtumbau als Chance. Rund 380 Kom-
munen – darunter auch die drei genann-
ten – nutzen dabei inzwischen Mittel
und Wege des Stadtumbauprogramms
West, das vor sechs Jahren gestartet wur-

de, und entwickeln eigene Strategien für
den veränderten Bedarf.

Viel angestaut

Stadtreparatur und Stadtrecycling. Es hat
sich viel angestaut. Innenstädte und
Stadtteilzentren, die nicht mehr vollstän-
dig und in gewohnter Qualität funktio-
nieren – das trifft für über 80 Prozent der
Stadtumbau-Kommunen West zu. Genau
so sehr erweisen sich ausgemusterte In-
dustrie-, Militär- und Verkehrsflächen als
ausgewachsenes Problem. Wohnumfeld
und öffentliche Räume, die sich in einem
vernachlässigten Zustand befinden, so-
wie mangelhafte Verkehrserschließung
machen darüber hinaus mehr als jeder
zweiten Kommune zu schaffen. 

Fast alle Stadtumbau-Kommunen hän-
gen bei der Sanierung und Modernisie-

Stadtumbau West: Ressourcen für Wohn -
eigentum
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Das „Housing Finance Network“ versteht sich als eine internationale Informations- und
Netzwerkplattform zum Thema Immobilienfinanzierung – und ist damit eine echte No-
vität. Das englischsprachige Angebot bietet dem interessierten Besucher viel: Profile von
33 Ländern aus allen Kontinenten über deren Immobilienmärkte und -finanzierungssys-
teme samt einer Fülle von Statistiken, Artikel zu Instrumenten und Mechanismen der Im-
mobilienfinanzierung, einen Veranstaltungskalender sowie eine Linksammlung, die das
Einholen von weitergehenden Informationen erleichtert. Selbstverständlich werden die
Daten und Angaben ständig aktualisiert und weiter ausgebaut. Zusätzlich gibt es ein Mit-
gliederforum, das den Wissens- und Erfahrungsaustausch zwischen Immobilienfinanzie-
rungsexperten erleichtern hilft. Der Internetauftritt steht jedem offen und ist gänzlich kos-
tenfrei. Die Adresse: www.housing-finance-network.org

Immobilienfinanzierung: 
Neue internationale Informationsplattform

rung von Wohngebäuden nach, in drei
von vier Kommunen gilt das auch für
Einrichtungen des Gemeinbedarfs sowie
Industrie- und Gewerbegebäude. 

In 40 Prozent stehen Wohnungen und
Gewerbebauten leer, bei einem Viertel
ebenso Einrichtungen des Gemeinbedarfs
wie Schulen und Kitas. Da, wo es Dauer-
leerstand gibt, liegt er bei der Hälfte der
betroffenen Kommunen noch unter fünf
Prozent, bei jeder zehnten allerdings
schon über zehn Prozent. Auf der ande-
ren Seite fehlen in rund 60 Prozent der
Stadtumbau-Kommunen in bestimmten
Bereichen Angebote, häufig altengerech-
te und barrierefreie Wohnungen. 

Neu einrichten

Städte im Umbruch. Bedarf, sich neu ein-
zurichten, ist an vielen Ecken in der
Stadt: Für die große Mehrzahl von 80
Prozent der Kommunen heißt das, öf-
fentliche Räume wieder auf Vordermann
zu bringen. Nicht zuletzt in der Erwar-
tung, dass daraus mehr erwächst. In Tir-
schenreuth etwa ist es zuerst der umge-
staltete Marktplatz, der der Innenstadt

wieder zu neuem Glanz, neuem Publi-
kum und so auch zu neuen Bewohnern
verhelfen soll. Verstärkt durch ein Famili-
enprogramm mit einer Kinderprämie,
wenn ein Haus in der Altstadt gekauft
oder saniert wird. 

In der Hälfte aller Stadtumbaugebiete
sind Modernisierung und Instandsetzung
von Wohnungsbeständen vorgesehen,
bei einem Drittel direkt zugeschnitten auf
den Bedarf einer bestimmten Bewoh-
nerschaft; so beispielsweise in Arzberg,
das seniorengerechte Anpassung und
Entwicklung forciert.

Wohnungsneubau planen annähernd 40
Prozent der Stadtumbaugebiete, vor al-
lem in Groß- und Mittelstädten. Ruhiges,
erholsames und zugleich urbanes Woh-
nen, unter anderem in Reihen- und Dop-
pelhäusern, in Ein- oder Zweifamilien-
häusern: Dafür hat man zum Beispiel in
Gelsenkirchen das ausrangierte Güter-
bahnhofsgelände in Schalke-Süd im
Blick; in Bremen-Nord eine Fläche, auf
der vormals fünf Punkthochhäuser der
Großsiedlung Lüssum-Bockhorn standen.
Wohnungsabriss, meist in kleinerem Um-

fang – das ist für etwa jedes fünfte Stadt-
umbaugebiet im Westen eine Option. 

Oft Chefsache

Städte im Wandel. Vor allem Klein- und
Mittelstädte bauen um. Von den über
300 Kommunen aus elf Bundesländern,
die bis 2008 in das Stadtumbaupro-
gramm West aufgenommen und in einer
repräsentativen Studie des Instituts für
Stadtplanung und Sozialforschung, Stutt-
gart, zum Stand der Dinge befragt wur-
den, sind über die Hälfte kleine Landge-
meinden und Kleinstädte bis 20.000 Ein-
wohner, ein großer Teil aus Bayern und
Hessen. Hier ist der Stadtumbau oft
Chefsache; der Bürgermeister persönlich
kümmert sich. Knapp ein Drittel aller Pro-
gramm-Kommunen sind Mittelstädte mit
Schwerpunkt in Baden-Württemberg,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz,
Schleswig-Holstein und dem Saarland.
Aber auch mehr als 40 westdeutsche
Großstädte sowie Berlin mobilisieren in
diesem Rahmen Ressourcen für den ge-
nerationengerechten und zukunftsfähi-
gen Umbau von Wohnen, Umfeld und
sozialer Infrastruktur.

Fortsetzung von Seite 3

Wohnen in Deutschl_2-10_Wohnen in Deutschl_2-10  10.06.10  13:39  Seite 4



BERICHT AUS BRÜSSEL: Optionales europäisches Recht als Alternative zur Vereinheitlichung

5

Der Werner Lehmann-Preis ist ein Nachwuchsförderpreis. Teil-
nehmen können Studenten, Doktoranden oder auch wis-
senschaftliche Mitarbeiter, die bei Fertigstellung der Arbeit
nicht älter als 35 Jahre sind. Der Preis wird zweijährig für 
Arbeiten ausgeschrieben, die als Habilitation, Dissertation, 
Diplomarbeit oder Master Thesis angefertigt worden sind. 
Zugelassen sind Arbeiten, die sich mit dem Themenbereich
Wohnen, Bauen, Finanzieren im weitesten Sinne befassen
und in deutscher Sprache verfasst wurden.

Es werden nur Arbeiten angenommen, die nach dem 31. Juli
2009 abgeschlossen sowie abschließend (wissenschaftlich)
bewertet worden sind.  

Einsendeschluss: 31. Juli 2011 bei der Geschäftsstelle des 
Verbandes in Berlin.

1. Preis:  5.000,- € 2. Preis: 4.000,- €
3. Preis:  2.500,- € 4. – 10. Preis: je 1.000,- €.

Zusätzlich erhält die Wissenschaftliche Institution (Institut,
Lehrstuhl etc.), bei der die mit den drei ersten Preisen aus-
gezeichneten Arbeiten angefertigt wurden, denselben Betrag
wie die Preisträgerin/der Preisträger zur Förderung ihrer wei-
teren Forschungen. 

Unterlagen können hier angefordert werden beim:

Verband der Privaten Bausparkassen e.V.
Ansprechpartner: Alexander Nothaft
Klingelhöferstr. 4, 10785 Berlin
Tel.: 030-590091-500, Fax 030-590091-501
E-Mail: sturhahn@vdpb.de

9. Wissenschaftspreis der privaten Bausparkassen –
Werner Lehmann-Preis

Bericht aus Brüssel: Optionales europäisches
Recht als Alternative zur Vereinheitlichung 
Wer grenzüberschreitenden Wettbe-
werb beim Hypothekarkredit will, darf
nicht auf Vereinheitlichung setzen,
sondern muss eine Alternative zu na-
tionalen Regeln entwickeln. Zu diesem
Ergebnis gelangt die Studie „Ein euro-
päischer Binnenmarkt für den Hypo-
thekarkredit“, die am 26. April 2010 im
Europäischen Parlament in Brüssel
vorgestellt wurde.

Die Studie wurde im Auftrag des Ver-
bandes Deutscher Pfandbriefbanken, des
Verbandes der Privaten Bausparkassen
und der Bundesgeschäftsstelle Landes-
bausparkassen vom Institut der Deut-
schen Wirtschaft (Köln) in Zusammenar-
beit mit dem Zentrum für Europäische
Wirtschaftsforschung (Mannheim) und
Prof. Dr. Johannes Köndgen (Universität

Bonn) erstellt. Die Vorstellung der Studie
fand im Rahmen einer Veranstaltung im
Europäischen Parlament in Brüssel statt.
Als Gastgeber eröffnete der Abgeordnete
Wolf Klinz (ALDE) diese mit den Worten:
„Die aktuelle Finanzkrise hat die Stärken
und Schwächen einiger Wohnungsbau -
finanzierungssysteme offenbart. Europa
muss daraus nun die Lehren ziehen und
dafür sorgen, dass sich dies nicht noch
einmal wiederholt.“  

In der Studie werden die ökonomischen
und rechtlichen Rahmenbedingungen
von sieben Mitgliedstaaten exemplarisch
untersucht. Im Ergebnis zeigen sich er-
hebliche Unterschiede zwischen den Mit-
gliedstaaten, an denen auch Bestrebun-
gen der EU zur Vereinheitlichung des
Hypothekarkredits nichts ändern würden. 

Bei weiterer Vereinheitlichung wären im
Gegenteil sogar deutliche Nachteile zu
befürchten: Bewährte Finanzierungs-
strukturen, die den nationalen Beson -
derheiten gerecht werden, drohen beein-
trächtigt zu werden. Im Ergebnis würden
die von Brüssel propagierten Bestrebun-
gen in Richtung europäischer Binnen-
markt die Produktvielfalt und damit auch
bewährte Finanzierungsstrukturen, wie
den in Deutschland vorherrschenden
langfristigen Festzinskredit sowie die Aus-
wahlmöglichkeiten der Verbraucher re-
duzieren. Insbesondere für die sich ent-
wickelnden Hypothekarkreditmärkte in
den mittel- und osteuropäischen Staaten
wäre dies ein enormer Rückschlag. 

Vor diesem Hintergrund schlagen die Au-
toren der Studie einen alternativen An-

Fortsetzung auf Seite 6
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satz vor. Die Verbraucher sollen zwischen
dem nationalen Recht und einem optio-
nalen europäischen Recht wählen kön-
nen. Diese wählbare Rechtsordnung
(quasi als „28. Regime“ neben den 27
nationalen Rechtsordnungen der EU)
könnte mit hohen Verbraucherschutz-
standards ausgestattet werden. Dies wür-
de es dem Verbraucher erlauben, auch
grenzüberschreitende Finanzierungen ab-
zuschließen – mit unter Umständen gün-
stigeren Konditionen. Ein solches Instru-
ment könnte mit den nationalen Kredit-
produkten konkurrieren und so einen
Systemwettbewerb auslösen. 

Die Autoren der Studie fordern die EU-
Kommission deshalb auf, der Alternative
eines optionalen europäischen Rechts für
den Hypothekarkreditvertrag den Weg zu
bereiten. Auch die Teilnehmer der Ver-
anstaltung aus Politik, Wirtschaft und
Presse zeigten sich dieser Überlegung
gegenüber aufgeschlossen.

Die Studie ist als Band 73 der ifs-Schrif-
tenreihe bei der domus Verlags- und Ser-
vicegesellschaft erschienen (210 Seiten.
15,5 x 23 cm. Broschiert. ISBN 978-3-
87169-559-9. Berlin 2010) und kann
zum Preis von 26 Euro (einschließlich

Versandkosten) telefonisch, per Fax oder
E-Mail bestellt werden.
Telefon 030 59 00 91 707, Fax -701, 
E-Mail info@domus-vs.de.

Fortsetzung von Seite 5

Allgemeine Wirtschaftsdaten 
(Veränderung gegen Vorjahresperiode in %)

Jahr 2009 Jahr 2008

Bruttoinlandsprodukt - 5,0 + 1,3
Privater Verbrauch 0,2 0,4
Bauinvestitionen - 0,8 + 2,6
Verfügbare Einkommen d. privaten 
Haushalte (nominal) 0,4 3,1
davon private Ersparnis (nominal) 0,9 + 7,7
Sparquote (in %) 11,3 11,2

Jahr 2009 Jahr 2008

Arbeitslose (in Mio.) 3,4 3,3
Arbeitslosenquote (in %) 8,2 7,8

Ausgewählte Preise
(Veränderung gegen Vorjahresperiode in %)

Jahr 2009 Jahr 2008

Preisindex für die Lebenshaltung + 0,4 + 2,6 

Baupreisindex (Neubau)

insgesamt 1,0 + 2,9
Wohngebäude 1,0 + 2,9

Jahr 2009 Jahr 2008

Bauland (baureifes Land) - 6,2 -1,6

Jahr 2009 Jahr 2008

Mieten + 1,1 + 1,3

Ausgewählte Zinssätze (in %)

Jahr 2009 Jahr 2008
Basiszinssatz 0,87 3,26
Spitzenrefinanzierungsfazilität 2,38 4,30

Hypothekarkredite auf Wohn-
grundstücke (Effektivverzinsung) 
mit anfänglicher Zinsbindung Jahr 2009 Jahr 2008

variabel oder bis 1 Jahr 3,8 6,0
von 1 bis 5 Jahre 4,0 5,2
von 5 bis 10 Jahre 4,4 5,1
von über 10 Jahren 4,5 5,1

Spareinlagen

mit Kündigungsfrist von 3 Monaten 1,8 2,5
mit vereinbarter Laufzeit von 1 Jahr 0,7 4,2
mit vereinbarter Laufzeit von 1 bis 2 Jahren 2,3 4,9

Umlaufrendite festverzinslicher Wertpapiere 3,2 4,2

Quelle: Statistisches Bundesamt, Monatsberichte der Deutsche Bundesbank 

Wohnungsbau

Jahr 2009 Jahr 2008
Genehmigte Wohnungen (absolute Zahlen) (absolute Zahlen)

Einfamilienhäuser 75.000 73.000
Zweifamilienhäuser 15.000 15.000
Eigentumswohnungen 31.000 31.000
Mietwohnungen 31.000 27.000
sonstige Wohnungen 26.000 29.000
insgesamt 178.000   175.000

Jahr 2009 Jahr 2008
Fertiggestellte Wohnungen  (absolute Zahlen) (absolute Zahlen)

Einfamilienhäuser 69.000 79.000
Zweifamilienhäuser 15.000 17.000
Eigentumswohnungen 26.000 30.000
Mietwohnungen 25.000 24.000
sonstige Wohnungen 24.000 26.000
insgesamt 159.000 176.000

Auftragseingang im Bauhauptgewerbe (Wohnungsbau)
(Veränderung gegen Vorjahresperiode in %) Jahr 2009 Jahr 2008

- 0,2 - 4,2

Aktuelle Zahlen zum Wohneigentumsklima
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Wohnungsbaugenehmigungen 2009 kaum über Nachkriegstiefstand
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75,1

-37,0Sachsen-Anhalt

Saarland

Rheinland-Pfalz

Niedersachsen

Hessen

Baden-Württemberg

Nordrhein-Westfalen

Mecklenburg-Vorpommern

Bayern

Brandenburg

Schleswig-Holstein

Thüringen

Sachsen

Bremen

Hamburg

Berlin

Baugenehmigungen für Wohnungen nach Bundesländern – Veränderung 2009 gegenüber 2005 in %

Quellen: ifs Institut für Städtebau, Wohnungswirtschaft und Bausparwesen e.V., Berlin; Statistisches Bundesamt

Die Zahl der zum Bau genehmigten
Wohnungen ist 2009 zwar erstmals
wieder seit 2006 gestiegen. Das leich-
te Plus von 1,9 Prozent auf rund
178.000 Genehmigungen bedeutet
aber, dass der absolute Nachkriegs-
tiefstand des Jahres 2008 im letzten
Jahr gerade einmal um rund 3.500 Ge-
nehmigungen überschritten worden
ist. Dabei ging in Ostdeutschland die
Zahl der Genehmigungen sogar um
6,9 Prozent zurück. In Westdeutsch-
land betrug der Anstieg immerhin 3,5
Prozent. 

Im langfristigen Vergleich 2009 gegenü-
ber 2005 waren die Zahlen in allen
Bundesländern mit Ausnahme der Stadt-

staaten Berlin (+75,1 Prozent) und Ham-
burg (+16,4 Prozent) rückläufig. Vor zehn
Jahren (1999) waren in Deutschland
noch rund 437.500 Wohnungen geneh-
migt worden. Auf diese Entwicklung hat
kürzlich das Berliner ifs Institut für Städ-
tebau hingewiesen. 

Nach Angaben des Instituts sind die Ge-
nehmigungszahlen von 2005 (240.500
Einheiten) bis 2009 um 26,0 Prozent ge-
sunken. Dabei sei die Abwärtstendenz in
den meisten Bundesländern ähnlich stark
ausgeprägt. Eine Ausnahme bildeten le-
diglich Berlin und Hamburg: Dabei müs-
se man aber die außerordentlich geringe
absolute Basis berücksichtigen. So seien
in diesen Stadtstaaten im Jahr 2005 mit

3.200 (Berlin) bzw. 3.600 (Hamburg) –
neben Bremen (1.400) und dem Saar-
land (2.200) – absolut die wenigsten
Wohnungen genehmigt worden. Wenige
Bauträgermaßnahmen könnten dann zu
einem Anstieg führen. Bis auf Bremen 
(-1,6 Prozent) verzeichneten alle anderen
Bundesländer dagegen hohe Minusraten.
An der Spitze stünde hier Sachsen-Anhalt
mit einem Minus von 37,0 Prozent vor
dem Saarland mit einem Rückgang um
35,2 Prozent und Rheinland-Pfalz mit ei-
nem solchen von 35,1 Prozent. Nieder-
sachsen komme auf ein Minus von 34,0
Prozent, dicht gefolgt von Hessen mit ei-
nem Rückgang von 33,6 Prozent. Relativ
gering sei der Einbruch in Sachsen mit 
-7,4 Prozent ausgefallen. 

Wohnungsbaugenehmigungen 2009 kaum
über Nachkriegstiefstand

Fortsetzung auf Seite 8
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Die Fertigstellungszahlen sind auch im
Jahr 2009 nochmals deutlich zurückge-
gangen – und zwar um 9,6 Prozent
oder 17.000 Wohnungen auf nur noch
159.000 Wohnungen. Das bedeutet 
einen Tiefstand im wiedervereinten
Deutschland. Der Rückgang gegenüber
dem Höchststand 1995 mit knapp
603.000 Wohneinheiten beträgt mehr
als 73 Prozent.

Von den 159.000 Wohnungen waren
136.500 Neubauwohnungen in Wohnge-
bäuden; das waren 10,3 Prozent weniger
als im Jahr 2008. Noch deutlicher war der
Rückgang der Fertigstellungen von Ein-
und Zweifamilienhäusern: Dieser betrug
12,9 Prozent auf fast 84.000 Einheiten.
Zudem wurden über knapp 26.500 Ei-
gentumswohnungen in Mehrfamilien-
häusern fertiggestellt – ein Minus von
12,7 Prozent gegenüber dem Vorjahr.
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Tiefstand bei Wohnungsfertigstellungen

Fortsetzung von Seite 7

Wie niedrig die Bautätigkeit immer noch
sei, werde auch an der Kennzahl „Ge-
nehmigungen pro 1.000 Einwohner“
deutlich: Hier lägen Brandenburg, Bayern
und Mecklenburg-Vorpommern mit 2,9

an der Spitze. Es folgte Schleswig-Hol-
stein mit 2,8 und Baden-Württemberg
mit 2,5 Wohnungen pro 1.000 Einwoh-
ner. Am Ende dieser Skala rangierten
Sachsen-Anhalt mit 1,1, Sachsen mit 1,3

und das Saarland mit 1,4. Der Bundes-
durchschnitt liege bei 2,2. Deutschland
nehme damit den letzten Platz im euro-
päischen Vergleich ein.

573.3671994

1995

1996

1997

1998

1999

2000

2001

2002

2003

2004

2005

2006

2007

2008

2009

gesamt

Ein- und Zweifamilienhäuser158.987

213.317

175.927

210.729

249.436

238.952

277.934

268.055

289.601

326.197

423.049

472.805

500.718

578.345

560.613

603.035

83.898

96.369

124.040

150.069

149.069

177.213

165.155

172.885

185.380

229.725

237.379

220.608

211.075

189.188

205.291

Fertiggestellte Wohnungen in Deutschland von 1994 bis 2009

Tiefstand bei Wohnungsfertigstellungen
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